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Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Unsere Gebärdensprachdolmetscherinnen haben den ganzen Nachmittag heute hier 

ausgeharrt. Dafür sage ich vielen Dank. Auch das ist meines Erachtens schon einmal ein 

Grund, sich hier zu dem Thema auch noch inhaltlich zu äußern.  

(Beifall bei der SPD, den LINKEN und den GRÜNEN)  

Die Utopie des Internets war immer der freie Zugang zu Wissen, Wissen für alle, eine 

Revolution der Kommunikation. Es war und ist auch noch ein Versprechen, nämlich ein 

Versprechen der Teilhabe für alle. Wir wollen heute nicht – wie in den letzten Wochen 

sehr häufig – darüber reden, dass diese große Idee des Internets irgendwo zerstört 

werden könnte, sondern darüber, dass Teilhabe für einige Menschen einfach mehr 

Unterstützung braucht, dass Internetseiten eben nicht von allen gesehen, dass Inhalte 

nicht von allen einfach so verstanden werden, dass es dort bei dem, was vielen normal 

erscheint und was wir täglich nutzen können, für andere Barrieren gibt. Diese Barrieren 

sollen fallen, um so möglichst allen Menschen einen freien Zugang zu Wissen und 

Informationen zu geben, zumindest auf den Internetseiten, die wir als Staat, als Städte 

und Gemeinden zu verantworten haben. Darum geht es hier.  

Die EU hat dazu eine Richtlinie erlassen, wie die Internetseiten gestaltet werden müssen. 

Das ist schon einige Zeit her. Wir sind ziemlich spät dran, dieses wichtige Vorhaben jetzt 

in Sachsen auch umzusetzen. Das Folgende muss ich sagen und kann es uns leider nicht 

ersparen: Die Zeitnot, die wir jetzt haben und die auch für einige Verwirrungen im 

Prozess gesorgt hat, wäre in meinen Augen nicht unbedingt nötig gewesen. Wir mussten 

und müssen im Landtag nun in einem, gelinde gesagt, hektischen Verfahren das Gesetz 

auf den Weg bringen. Dieser Zeitdruck hat dazu geführt, dass es Missverständnisse gab. 

Auch wenn das nicht von uns direkt verursacht wurde, möchte ich mich dafür 

entschuldigen. Man kann sich ja auch mal für etwas entschuldigen, woran man nicht 

direkt schuld ist, wenn es einem im Prozess einfach leid tut. Wir haben noch eine 

Stellungnahme bekommen, die auf viele vermeintliche Fehler des Gesetzes hinwies. 

Deswegen haben wir uns mit den kommunalen Spitzenverbänden zusammengesetzt, 



um die Probleme zu klären; Herr Krasselt hat das schon angedeutet. Das haben wir auch 

geschafft, sodass die Kritik nicht mehr aufrechterhalten werden musste. Es ist natürlich 

auch eine Möglichkeit, die die Opposition immer hat, unabhängig von dem, was die 

Regierungsfraktionen tun, sich mit den Verbänden zu treffen und die Kritikpunkte auch 

aufzunehmen. Das Gesetz setzt die EU-Richtlinie möglichst nah um. Es hält sich an die 

vorgegebenen Übergangsfristen, und den Kommunen entstehen auch keine 

zusätzlichen Kosten, für die wir aufkommen müssten.  

Dass das Gesetz so spät kommt, ist tatsächlich ein Problem; das habe ich schon gesagt. 

Aber im gleichen Maße, wie es schade ist, dass es so spät kommt, ist es in einem größeren 

Maße wichtig, dass es kommt; denn es macht einen Teil der Utopie des Internets, 

nämlich die Zugänglichkeit von Wissen, von Informationen, die Teilhabe für alle – 

zumindest in diesem Bereich – zu einem Stückchen Realität. Teilhabe ist ein 

Menschenrecht in der realen und in der digitalen Welt. Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und der CDU) 


